
NRW Magazin11
November 2020  ·  63. Jahrgang Zeitschrift des  

DBB NRW Beamtenbund und Tarifunion

www.dbb-nrw.de

Kompromiss spiegelt Lage wider2

Andreas Hemsing  
zur Tarifeinigung  
von Bund und  
Kommunen

Fünf Tage zusätzlich Sonderurlaub3

Anusch Melkonyan 
begrüßt Änderungen

Mathia Arent-Krüger im Amt bestätigt5

DBB NRW Landes-
seniorenvertretung 
hat gewählt

Die Sachverständigen zusammen mit dem Landtagsabgeordneten Jörg Blöming (CDU) bei der Anhörung zum 
Landeshaushalt 2021 im Unterausschuss Personal

Roland Staude: „Zeitspiel ist nicht zielführend“
DBB NRW vermisst eindeutigen politischen  Willen für Veränderungen

Anlässlich der Anhörung zum Haushaltsgesetz 2021  kritisiert der Vorsitzende des Deut-
schen Beamtenbundes Nordrhein-Westfalen, Roland Staude, die Landes regierung für 
ein „Spielen auf Zeit“ mit Blick auf eine dringend notwendige Attraktivitätsoffensive. 

Zeitspielen sei hier nicht ziel-
führend, so Staude am 27. Ok-
tober 2020 im Unterausschuss 
Personal im Düsseldorfer Land-
tag. „Im Fußball werden durch 
Zeitspielen Punkte verschenkt 
und Gegentore kassiert.“

Der Landeshaushalt für 2021 
steht aufgrund der Auswirkun-
gen der Corona-Pandemie vor 
besonderen Herausforderun-
gen. Im Unterausschuss Perso-

nal wurden insbesondere die 
Auswirkungen und Entwick-
lungen rund um die Beschäf-
tigten des öffentlichen Diens-
tes beleuchtet. 

Der DBB NRW und seine Fach-
gewerkschaften haben als 
Sachverständige an der Anhö-
rung teilgenommen und die 
Belange der Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes vertre-
ten. Im Fokus standen dabei 

Maßnahmen zur Attraktivi-
tätssteigerung.

Reduzierung der  
Wochenarbeitszeit

Eine Arbeitszeit, die nicht nur 
höher ist als die von durch-
schnittlichen Beschäftigten, 
sondern auch höher als die der 
meisten Beamtinnen und Be-
amten in Deutschland, ist alles 
andere als attraktiv. Insbeson-

dere in Kombination mit der 
Tatsache, dass die Alimenta-
tion gerade erst vom Bundes-
verfassungsgericht bemängelt 
wurde.

Daher forderte Roland Staude 
insbesondere eine Reduzie-
rung der Wochenarbeitszeit, 
bzw. eine Rücknahme der Er-
höhung. NRW sei weiterhin 
eines der wenigen Länder, die 
an einer 41-Stunden-Woche 
festhalten. 

Damit diese Reduzierung in 
Zusammenhang mit der hohen 
Zahl der Leerstellen nicht zu 
einer Arbeitsverdichtung führt, 
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regte er eine Kombination mit 
Langzeitarbeitskonten an.

Kostendämpfungs- 
pauschale

Die Kostendämpfungspau-
schale erhöht die Gesundheits-

kosten für die einzelnen Beam-
tinnen und Beamten. „Das 
rundet das nicht gerade attrak-
tive Angebot des öffentlichen 
Dienstes ab“, so Staude. Da 
verwundere es nicht, dass sich 
die Zahl der Leerstellen mit 
weit über 10 000 nach wie vor 

auf sehr hohem Niveau be-
findet. Entsprechend sei eine 
Attraktivitätsoffensive für 
den öffentlichen Dienst drin-
gend notwendig.

Als weiteren wichtigen Bau-
stein für eine „Attraktivitätsof-

fensive, die ihren Namen ver-
dient“, forderte Roland Staude 
auch die Anhebung der Ein-
gangsämter: „Das ist mit Blick 
auf die veränderten Zugangs-
voraussetzungen im Zuge der 
Dienstrechtsreform ein lange 
überfälliger Schritt.“ 

Die Sachverständigen des DBB NRW bei der Anhörung zum Landeshaushalt 2021 im Unteraus-
schuss Personal. Roland Staude, Andreas Bartsch, Himmet Ertürk, Erich Rettinghaus (von links)

Einkommensrunde

Wir haben das in der aktuellen Corona-Situation 
Mögliche erzielt 
Vorsitzender der DBB NRW Tarifkommission zur 
Tarifeinigung mit Bund und Kommunen

Am 25. Oktober 2020 konnte nach drei Verhandlungs-
runden und vielen Warnstreiks eine Tarifeinigung mit 
den Arbeitgebern von Bund und Kommunen erzielt wer-
den. 

Der Vorsitzende der Tarifkom-
mission des Deutschen Beam-
tenbundes Nordrhein-West-
falen und stellvertretende 
Vorsitzende der dbb Bundes-
tarifkommission, Andreas 
 Hemsing, hält das Tarifergeb-
nis in Summe für einen Kom-
promiss, der die momentane 
Lage widerspiegelt.

Vor allem konnten für die un-
teren Entgeltgruppen und den 
Gesundheitsbereich spürbare 
Verbesserungen erreicht wer-
den. Die spürbare Aufwertung 
für die wertvolle Arbeit der 

Beschäftigten sei ein richtiges 
 Signal inmitten dieser Corona-
Pandemie, so Hemsing. Zur 
Wahrheit gehört allerdings 
auch, dass die Anerkennung 
schon „vor Corona“ längst 
überfällig war. „Wir wissen, 
dass es damit im Gesund-

heitswesen nicht getan ist, 
aber es ist ein Anfang, auf den 
sich weiter aufbauen lässt“, 
sagte der Vorsitzende der DBB 
NRW Tarifkommission, der zu-
gleich auch Bundesvorsitzen-
der der komba gewerkschaft 
ist.

Die wesentlichen Bestandteile  
der Tarifeinigung
 ▪ Lineare Erhöhung ab 1. April 2021 um 1,4 Prozent 

(mindestens 50 Euro, Azubis 25 Euro) und ab 1. April 2022 
um 1,8 Prozent (Azubis 25 Euro), Laufzeit 28 Monate

 ▪ Erhöhung der Jahressonderzahlung um 5 Prozent (für E 1–8)
 ▪ Eine einmalige Corona-Sonderzahlung (E 1–8, 600 Euro;  

E 9–12, 400 Euro; E 13–15, 300 Euro; Azubis VKA, 225 Euro; 
Azubis Bund, 200 Euro)

 ▪ Eine monatliche Pflegezulage für alle Beschäftigten der P-Ta-
belle (1. März 2021, 70 Euro; 1. März 2022 noch mal 50 Euro; 
insgesamt 120 Euro)

 ▪ Absenkung der Arbeitszeit Ost auf das Westniveau in zwei 
Schritten von 40 Stunden auf 39,5 (Januar 2022) und 
39 Stunden (Januar 2023)Andreas Hemsing in der Sitzung 

der dbb Bundestarifkommission
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Verhindert werden konnten 
maßgebliche Eingriffe in den 
Arbeitsvorgang. Die Arbeitge-
berseite wäre nur schwer da-
von abzubringen gewesen, 
Änderungen im Arbeitsvor-
gang zu streichen. Diese 

 hätten überwiegend zu 
 Verschlechterungen in der 
Eingruppierung geführt. „So 
etwas war mit uns auf keinen 
Fall zu machen“, so Hemsing, 
„das haben wir erfolgreich 
 abgewendet.“

Vorherrschende Themen wie 
Fachkräftemangel und der de-
mografische Wandel wurden 
außer Acht gelassen. „In Sa-
chen Attraktivität des öffent-
lichen Dienstes muss mehr 
passieren. Da werden wir 2022 

ansetzen“, sagte Hemsing. Un-
ter diesen Umständen sei er 
froh, dass es gelungen ist, die 
Laufzeit des Tarifvertrages von 
36 Monaten im Arbeitgeberan-
gebot auf 28 Monate zu ver-
kürzen. 

Einkommensrunde

dbb Tarifchef Volker Geyer, Bundesinnenminister Horst Seehofer, dbb Bundesvorsitzender 
Ulrich Silberbach und BMI Staatssekretär Dr. Helmut Teichmann (von links)

Fünf Tage zusätzlich Sonderurlaub  
bei Erkrankung des Kindes
DBB NRW Landesfrauenvertretung begrüßt 
 Änderungen der Freistellungs- und Urlaubs-
verordnung NRW

Zum 21. Oktober 2020 ist die dritte Verordnung zur Än-
derung der Freistellungs- und Urlaubsverordnung NRW 
in Kraft getreten. Anusch Melkonyan, die Vorsitzende 
der Landesfrauenvertretung des Deutschen Beamten-
bundes Nordrhein-Westfalen begrüßt ausdrücklich, 
dass zwei wichtige Änderungen vorgenommen wurden. 

Zum einen erhalten Beamtin-
nen und Beamte im Jahr 2020 
nun fünf Tage zusätzlichen 
Sonderurlaub bei Erkrankung 
des Kindes; Alleinerziehende 
zusätzlich zehn Sonderurlaubs-
tage. „In der Corona-Pandemie 
sind viele Beschäftigte weit 
über ihre Belastungsgrenze 

 beansprucht worden. Gerade 
für Eltern und auch Alleiner-
ziehende bedeutet diese Zeit 
eine besondere Belastung, 
wenn dann auch noch das  
Kind erkrankt und kein Son-
derurlaub mehr zur Verfü-
gung stand“, erklärt Anusch 
Melkonyan.

„Viele Beschäftigte haben Ur-
laub und auch eventuelle 
Überstunden dafür in An-
spruch genommen. Gerade der 
Urlaub soll aber zur Erholung 
dienen“, so Melkonyan weiter. 
Diese Änderung ist richtig und 
sinnvoll. Aufgrund der steigen-
den Zahlen sollte aber nun 
auch das Jahr 2021 in den Blick 
genommen werden, da aktuell 
keine Besserung der Situation 
in Sicht ist.

Die zweite wichtige Änderung 
bezieht sich auf den Sonderur-
laub bei unverheirateten Paa-
ren. Ergänzend zur Niederkunft 
der Ehefrau und der eingetra-
genen Lebenspartnerin soll 
nunmehr auch für die Nieder-

kunft der Lebensgefährtin ein 
Tag Sonderurlaub gewährt 
werden. „Unsere Gesellschaft 
hat zunehmend Paare, die nicht 
mit Trauschein zusammenle-
ben. Wir begrüßen es daher 
ausdrücklich, dass auch diese 
Lebenssituation bei der Grün-
dung einer Familie mit einem 
entsprechenden Tag Sonderur-
laub berücksichtigt wird“, so 
die Vorsitzende des DBB NRW 
Frauenvertretung. JDS

Berufspolitik

Anusch Melkonyan
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Roland Staude im Gespräch mit dem 
Sprecher des Unterausschusses Personal
Kurz vor der Einbringung des 
Haushaltsentwurfs in den 
Landtag hatte sich Roland 
Staude, Vorsitzender des DBB 
NRW, mit dem CDU-Landtags-
abgeordneten Jörg Blöming 
getroffen. Im Gespräch mit 
dem Sprecher des Unteraus-
schusses Personal ging es um 
Möglichkeiten der Attraktivi-
tätssteigerung für den öffent-
lichen Dienst. 

Dabei wurden unter anderem 
Entwicklungsmöglichkeiten 
und -perspektiven der Lauf-
bahngruppe 1, 2. Ein stiegsamt 
(ehemals mittlerer Dienst), 
insbesondere im Hinblick auf 
einen möglichen Verwen-
dungsaufstieg besprochen.  
Es wurde vereinbart, die  
Themen in weiteren Gesprä-
chen zu verfolgen und zu  
vertiefen. JMJ

Berufspolitik

Roland Staude und Jörg Blöming im Düsseldorfer Landtag (von links)

©
 Jö

rg
 B

lö
m

in
g

PKV-Öffnungsaktion gestartet
Gespräch des DBB NRW mit dem PKV-Verband

Noch vor dem Lockdown hatte der Vorstand des DBB NRW Beamtenbund und Tarif-
union Nordrhein-Westfalen Gelegenheit, sich mit Vertretern des PKV-Verbandes aus-
zutauschen. 

Themen waren unter anderem 
die gerade gestartete Öffnungs-
aktion für Beamtinnen und Be-
amte, die vorher nicht die Mög- 
lichkeit hatten, sich in der priva-
ten Krankenversicherung (PKV) 
zu versichern, sowie Möglich-
keiten zur Vereinfachung von 
Abrechnungsverfahren. 

Zuletzt wurden die durch die 
privaten Krankenversicherun-
gen im Gesundheitssystem 
 generierten Mehreinnahmen 
thematisiert. Eine Untersu-
chung des Verbandes macht 
deutlich, dass gerade der länd-
liche Raum von diesen Mehr-
einnahmen profitiert.  JMJ
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Roland Staude, Jutta Endrusch. Dr. Ralf Kantak, Vorstandsvorsitzender des PKV-Verbandes, Dr. Florian Reuther, 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied des PKV-Verbandes, Achim Hirtz. (von links) ©
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Ansprüche auf amtsangemessene  
Alimentation sichern
DBB NRW stellt Musteranträge und -widersprü-
che online zur Verfügung

Nach aktuellen Entscheidun-
gen des Bundesverfassungsge-
richts (BVerfG) zur amtsange-
messenen Alimentation rät der 
DBB NRW zur Sicherung mögli-
cher über die bisher gewährte 
Besoldung und Versorgung hi-
nausgehender Ansprüche den 
Landesbeamtinnen und Lan-
desbeamten, diese Ansprüche 
noch in diesem Jahr schriftlich 

geltend zu machen. Entspre-
chende Anträge sind auf der 
Website des DBB NRW verfüg-
bar (dbb-nrw.de/beamte).

Dies gilt auch für Versorgungs-
empfängerinnen und -empfän-
ger im Land Nordrhein-Westfa-
len. Das BVerfG hat in beiden 
Entscheidungen betont, dass 
grundsätzlich nur diejenigen 

Beamtinnen und Beamten eine 
Nachzahlung erhalten, die ihre 
Ansprüche jeweils im laufen-
den Haushaltsjahr geltend ge-
macht haben. 

Daher hatte sich der Deutsche 
Beamtenbund Nordrhein-West-
falen bereits im August 2020 
an das Ministerium für Finan-
zen in Nordrhein-Westfalen 
gewandt mit der Anregung, 
auf das Erfordernis dieser zeit-
nahen Geltendmachung – also 
im jeweiligen Haushaltsjahr – 

zu verzichten und zuzusagen, 
allen Betroffenen entsprechen-
de mögliche Ansprüche von 
Amts wegen auszuzahlen. 

Eine inhaltliche Reaktion des 
Finanzministeriums ist jedoch 
ausgeblieben, sodass der DBB 
NRW dazu rät, die Ansprüche 
nun schriftlich geltend zu ma-
chen. 

Die Musteranträge und -wider-
sprüche sind online verfügbar: 
www.dbb-nrw.de/beamte. 

4 November 2020
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Mathia Arent-Krüger im Amt bestätigt
DBB NRW Landesseniorenvertretung wählt neuen Vorstand 

Mathia Arent-Krüger wurde von den Mitgliedern der Landesseniorenvertretung  
einstimmig im Amt bestätigt. Für die nächsten fünf Jahre bilden Mathia Arent-Krüger 
(VBE NRW) als Vorsitzende sowie Hermann Lang (BDZ NRW) und Guido Arens (vdla 
nrw) jeweils als Stellvertreter den Vorstand der Landesseniorenvertretung. 

Ursprünglich war die Neuwahl 
des Vorstandes der Landesse-
niorenvertretung bereits für 
das Frühjahr terminiert. Dann 
wäre die erste Amtszeit von 
fünf Jahren beendet gewesen. 
Doch dann kam der erste co-
ronabedingte Lockdown da-
zwischen. Nun haben sich im 
Herbst die Mitglieder der Lan-
desseniorenvertretung des 
Deutschen  Beamtenbundes 
Nordrhein-Westfalen mit Ab-
stand, Maske und entspre-
chendem Hygienekonzept ge-
troffen, um einen neuen 
Vorstand zu wählen. 

Für den Vorstand des DBB NRW 
nahm Stefan Behlau (VBE NRW) 
an der Sitzung teil und bedankte 
sich im Namen des nordrhein-
westfälischen Beamtenbundes 
bei Theo Disselhoff für seine 
langjährige Mitarbeit in der 
Landesseniorenvertretung. 
Disselhoff hatte bisher einen 
der Posten als Stellvertreter  
inne.

Seinen Dank richtete Behlau 
auch an die scheidenden Mit-
glieder der Seniorenvertretung 
für ihre wichtige Arbeit im Gre-
mium sowie an die neuen Mit-

glieder der entsendenden 
Fachgewerkschaften, welche 
sich bereit erklärt haben, sich 
in den kommenden fünf Jah-
ren für die Belange der Kolle-
ginnen und Kollegen im Ruhe-
stand einzusetzen. Neben 
einem kurzen Bericht über die 
Tarifverhandlungen für Bund 
und Kommunen, informierte 
Stefan Behlau über die Perso-
nalratswahlen in NRW, die  
coronabedingt zu unterschied-
lichen Terminen stattfinden.

In der sich nach der Wahl an-
schließenden konstituierenden 

Sitzung der Seniorenvertre-
tung informierte die Vorsitzen-
de über die mit der Corona-
Pandemie verbundenen 
Einschränkungen, die insbe-
sondere lebensältere Men-
schen getroffen haben. 

Neben den Kontaktverboten 
in Krankenhäusern und Alten- 
und Pflegeheimen, die Besu-
che von Angehörigen fast aus-
geschlossen haben, wurde 
auch die gemeinsame Arbeit 
innerhalb der Seniorenvertre-
tung des DBB NRW durch die 
Pandemie beeinflusst. 

Trotz der langen sitzungsfreien 
Zeit hielten die Mitglieder den 
Kontakt via E-Mail zueinander. 
Hierbei habe sich gezeigt, dass 
der Einsatz und die Nutzung von 
digitalen Medien eine wichti-
ge, oft einzige Möglichkeit für 
die Pflege und Aufrechterhal-
tung von Kontakten und für 
die gesellschaftliche Teilhabe 
ist. Insbesondere seien hier 
auch die einzelnen Fachgewerk-
schaften des Beamtenbundes 
gefragt, die Angebote für le-
bensältere Kolleginnen und 
Kollegen anbieten, um einen 
Zugang zur digitalen Welt und 
insbesondere zu den neuen 
Technologien zu ermöglichen. 
Die nächste Sitzung der Lan-
desseniorenvertretung ist für 
das erste Quartal des nächsten 
Jahres angedacht.  JDS

Berufspolitik

Stefan Behlau, Guido Arens, Mathia Arent-Krüger und Hermann Lang (von links)
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In der Uniform steckt ein Mensch
DBB NRW Kampagne gegen Hass,  
Hetze & Gewalt

Susanne Aumann ist Mitarbeiterin beim Ordnungsamt 
der Stadt Aachen. Im Interview erzählt sie, was für sie 
Respekt und Wertschätzung bedeuten und wo ihr im 
Alltag Hass, Hetze und Gewalt entgegenschlagen.

DBB NRW: Was bedeutet für 
Sie persönlich Respekt und 
Wertschätzung?

Susanne Aumann: Wertschät-
zung ist aus meiner Sicht un-
trennbar verbunden mit Res-

pekt. Gerade bei der Arbeit im 
Ordnungsamt. Als Teil der Ein-
griffsverwaltung heißt das, 
auch in schwierigen Situatio-
nen, bei negativen oder belas-
tenden Entscheidungen eine 
freundliche, sachliche Kommu-
nikation auf Augenhöhe zu 
führen.

Betroffene und Mitarbeiter 
sind naturgemäß nicht einer 

Meinung, aber trotz dieses In-
teressenkonflikts respektvoll 
miteinander umzugehen, ist 
das Ziel. Und das ist keine Ein-
bahnstraße! Eine Stufe weiter 
geht dabei die Wertschätzung, 
also Anerkennung für diesen 
herausfordernden und an-
spruchsvollen Job. Das hängt 
auch mit der Wahrnehmung 
des Berufs in der Bevölkerung 
zusammen, was zum Beispiel 
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auch stark über Berichterstat-
tung in den Medien beein-
flusst wird.

DBB NRW: Sie arbeiten im 
 öffentlichen Dienst, genauer 
gesagt im Ordnungsamt der 
Stadt Aachen. Warum haben 
Sie sich für diesen Bereich ent-
schieden?

Susanne Aumann: Bei der Tä-
tigkeit in der Kommunalver-
waltung gibt es viele mögliche 
Wege. Ich habe mich 2016 für 
das Ordnungsamt entschie-
den, weil ich einen ausgepräg-
ten Gerechtigkeitssinn habe 
und mich gegen Missstände 
auch im dienstlichen Kontext 
einsetzen wollte. Durch die 
tägliche Arbeit einen Beitrag 
für mehr Sicherheit und Ord-
nung in der eigenen Stadt zu 
leisten, ist mir wichtig. Dabei 
kümmert sich das Ordnungs-
amt nicht – wie öffentlich oft-
mals irrtümlich angenommen 
wird – „nur“ um Parksünder. 
Die Vielfalt des Jobs fasziniert 
mich. Wir sorgen zum Beispiel 
für Sicherheit bei Veranstal-
tungen, die Einhaltung gesetz-
licher Bestimmungen auf öf-
fentlichen Straßen und 
Anlagen oder in Gaststätten, 
kümmern uns um Jugend-
schutz und nicht zuletzt auch 
federführend um die Eindäm-
mung der Corona-Pandemie.

DBB NRW: Wie hat sich die Ar-
beit in den vergangenen Jah-
ren verändert?

Susanne Aumann: Das Arbeits-
aufkommen der Ordnungsbe-
hörden nimmt seit vielen Jah-
ren kontinuierlich zu, während 
die Aufstockung der personel-
len Kapazitäten nicht analog 
erfolgt ist. Durch neue Gesetze 
und Verordnungen kommen 
fortlaufend neue Aufgaben 
hinzu, welche die vorhandenen 
Beschäftigten bewältigen 
müssen. Durch diesen Arbeits-
druck und auch durch mediale 
Berichterstattungen stehen 
Ordnungsämter heute stärker 
im Fokus der Öffentlichkeit. 
Zudem gibt es steigende An-
forderungen an Erreichbarkeit, 

Flexibilität und insgesamt ei-
nen Wertewandel in der Ge-
sellschaft. Auf der einen Seite 
ist ein Streben nach mehr Si-
cherheit zu verzeichnen, 
gleichzeitig nehmen wir Verro-
hungstendenzen, eine sinken-

de Hemmschwelle und zuneh-
mende Respektlosigkeiten 
wahr. Dieses Spannungsfeld 
erschwert die tägliche Arbeit 
„im Amt“ oder „auf der Straße“.

DBB NRW: Erleben Sie in Ihrem 
Alltag Hass, Hetze oder Gewalt?

Susanne Aumann: Leider ist 
Hass, Hetze und Gewalt bei der 
Arbeit im Ordnungsamt omni-
präsent. Insbesondere in den 
letzten Monaten im Rahmen 
der Corona-Krise wurde die 
Aufgabenbewältigung durch 
solche Vorfälle begleitet. Wäh-
rend Teile der Bevölkerung ge-
rade zu Beginn der Pandemie 
Verständnis oder sogar Dank-
barkeit zeigten, nahmen Be-
leidigungen, Bedrohungen, 
 Widerstände oder gar gewalt-
tätige Übergriffe in Einsatz-
maßnahmen im weiteren Ver-
lauf zu. Dazu kommt die neue 
Rolle sozialer Medien: Wenn 
wir negative Entscheidungen 
treffen, zum Beispiel Betriebe 
aufgrund gravierender Verstö-
ße oder Unbelehrbarkeit zur 
Gefahrenabwehr schließen 
müssen, dann wird im Internet 
oftmals gegen das Ordnungs-
amt gehetzt, ohne dass den 
Betroffenen die Fakten be-

kannt sind. Shitstorms und 
 Hatespeech im WWW gehören 
mittlerweile leider auch zu un-
serer Arbeit dazu.

DBB NRW: Und gab es eine be-
sonders ernste Situation, die 

Sie selbst oder ein Kollege be-
ziehungsweise eine Kollegin 
erlebt hat?

Susanne Aumann: Besonders 
heftige Situationen waren 
Übergriffe gegen kommunale 
Vollzugsdienstkräfte. Im April 
2020 hat ein 17-jähriger Ju-
gendlicher einem Mitarbeiter 
des kommunalen Ordnungs-
dienstes mit der Faust ins Ge-
sicht geschlagen 

Und erst vor Kurzem wurde ein 
Mitarbeiter des Außendienstes 
in einem Einsatz verletzt, als 
der Betroffene ihn mutwillig 
angefahren hat. In diesen Mo-
menten wird uns einmal mehr 
bewusst, wie gefährlich dieser 
Job ist. 

DBB NRW: Was kann der 
Dienstherr tun, um seine Be-
schäftigten vor Hass, Hetze 
und Gewalt zu schützen?

Susanne Aumann: Mitarbeiter-
schutz ist Chefsache. Dienst-
herren müssen für Schutz und 
Sicherheit der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter am Ar-
beitsplatz sorgen. Hilfreich ist 
ein ganzheitliches Konzept, 
welches die Aspekte Präven-

tion, Deeskalation, aber auch 
Bewältigung und Nachsorge 
vereint. Als unabdingbare 
Grundlage sollte dabei eine 
„Null-Toleranz-Erklärung“ er-
folgen, die auch öffentlich 
kommuniziert wird. Damit ein-
hergehend sollte jeglicher 
Übergriff konsequent verfolgt 
werden, wobei in der Ahndung 
von Verstößen die Justiz eine 
wichtige Rolle spielt. Das Si-
cherheitskonzept Gewaltprä-
vention der Stadt Aachen ist 
aus meiner Sicht ein gutes Bei-
spiel für ein solches Papier: 

Da sich in der dynamischen Si-
tuation Hass, Hetze und (verba-
le) Gewalt zunehmend auch im 
Internet abspielen, sind darüber 
hinaus entsprechende Social-
Media-Strategien zur Krisen-
kommunikation unabdingbar, 
um als Behörde professionell 
und souverän auf Hatespeech 
und Shitstorms – welche sich 
oft auch gegen einzelne Mitar-
beiterinnen oder Mitarbeiter 
richten – reagieren zu können. 

DBB NRW: Was kann jeder Ein-
zelne tun, um die Werte Res-
pekt und Wertschätzung in der 
Gesellschaft zu stärken? Was 
ist Ihr Appell?

Susanne Aumann: Die lautes-
ten Stimmen haben nicht im-
mer automatisch recht. Jeder 
kann klare Kante und Zivilcou-
rage zeigen. Mir ist es wichtig, 
für Werte wie Gleichberechti-
gung, Toleranz, Vielfalt und Si-
cherheit einzustehen und das 
ist auch gleichzeitig mein Ap-
pell: Jeder verdient Respekt. 
Jeder sollte sich vor Augen füh-
ren, dass in der Uniform – sei 
es Ordnungsamt, Polizei, Feu-
erwehr oder Rettungsdienst –  
Menschen stecken, die ihren 
Job machen. Erreichen können 
wir das aus meiner Sicht nur 
im Zusammenspiel mit Politik, 
Dienstherren, Justiz und Medi-
en mit dem Ziel, Respekt und 
Wertschätzung zu einer Selbst-
verständlichkeit in der Gesell-
schaft zu machen.

DBB NRW: Vielen Dank für das 
Gespräch. 

Aktion des DBB NRW

Susanne Aumann am Streifenwagen mit Polizeikollegen ©
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DBB Kreisverband Wesel trifft Politik
Im Gespräch mit den Landratskandidaten  
Dr. Peter Paic (SPD) und Ingo Brohl (CDU)

Der Kreisvorstand Wesel des DBB NRW, bestehend aus 
Michael Nabbefeld (Vorsitzender), Cornelia Doerne-
mann und Marco Bönneken, führt regelmäßige Gesprä-
che unter dem Titel „DBB trifft Politik“.

Im Vorfeld der Kommunalwah-
len wurden der SPD-Landrats-
kandidat Dr. Peter Paic sowie 
der Moerser Bürgermeister-
kandidat Ibrahim Yetim zu ei-
nem gemeinsamen Austausch 
eingeladen. Im Bereich Polizei 

waren sich die Politiker einig, 
dass die Behördenstruktur so 
wie sie ist im Kreis Wesel bei-
behalten werden soll und spra-
chen sich damit gegen eine 
Zentralisierung von Präsidien 
in den großen Städten aus. >

Erfolg der Lehrergewerk-
schaften im DBB NRW bei 
den Personalratswahlen
Mehrheiten gesichert und ausgebaut  

In der Landesverwaltung machte das Ministerium für 
Schule und Bildung Nordrhein-Westfalen mit den Wah-
len für die Personalräte der Lehrkräfte am 1. Oktober 
2020 den Anfang. Die Fachgewerkschaften für Lehrkräf-
te im Deutschen Beamtenbund Nordrhein-Westfalen 
waren gut aufgestellt. Das zeigt das überzeugende Er-
gebnis der Personalratswahlen.

Absolute Mehrheit fürs Gymna-
sium – mit neun von 15 Plät-
zen hat der Philologen-Ver-
band NW (PhV) auch künftig 
die absolute Mehrheit im 
Hauptpersonalrat (HPR) für 
Lehrerinnen und Lehrer an 
Gymnasien und Weiterbil-
dungskollegs inne. Ingo Köhne 
ist der alte und neue Vorsitzen-
de des HPR Gymnasien.

In allen Hauptpersonalräten 
für Lehrkräfte, in denen der 
Verband Bildung und Erzie-
hung (VBE) bisher vertreten 
war, konnte ein Sitz dazuge-
wonnen werden.

In den Hauptpersonalräten 
 Realschule und Förderschule 
stellt der VBE jeweils den Zwei-
ten stellvertretenden Vorsit-

zenden mit Armin Busse (Real-
schule) und Florian Sandmann 
(Förderschule). Im HPR Haupt-
schule stellt der VBE den Ers-
ten stellvertretenden Vorsit-
zenden mit Stefan Behlau. Im 
HPR Grundschule bleibt Wibke 
Poth Vorsitzende.

Beim HPR Realschule konnte 
lehrer nrw mit Sven Christoffer 
wieder den Vorsitzenden stel-
len.

Die gemeinsame Liste der 
DBB NRW Fachgewerkschaf-
ten Verband der Lehrerinnen 
und Lehrer an Wirtschafts-
schulen (vLw) und Verband 
der Lehrerinnen und Lehrer 
an Berufskollegs konnte 
ebenfalls erneut die Mehr-
heit im HPR Berufskolleg er-
ringen. Sie stellen mit Detlef 
Kühn auch erneut den Vor-
sitzenden. 
 

Personalratswahlen

Bild oben: 
Ingo Brohl, Michael Nabbefeld, 
Marco Bönneken und Cornelia 
 Doernemann (von links)

Bild links: 
Ibrahim Yetim, Cornelia Doerne-
mann, Michael Nabbefeld, Marco 
Bönneken und Peter Paic (von links)
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DBB Kreisverband Kleve:  
Erster Vorsitzender Willy Fischer geehrt
Ehrung für langjährige ehrenamtliche Tätigkeit 
im Deutschen Beamtenbund NRW

Bei der Sitzung des geschäftsführenden Vorstandes des 
DBB Kreisverbandes Kleve wurde der Erste Vorsitzende 
Willy Fischer mit der goldenen Ehrennadel ausgezeich-
net. Er erhielt diese hohe Wertschätzung für seine lang-
jährige, andauernde, ehrenamtliche Tätigkeit im Deut-
schen Beamtenbund. 

Überreicht wurden die Urkun-
de und Ehrennadel vom Lan-
desvorstandsmitglied Astrid 
Walter-Strietzel, welche auch 
herzliche Glückwünsche vom 
DBB NRW Vorsitzenden Roland 
Staude überbrachte.

Willy Fischer war in der Folge 
beim DBB Kreis Kleve im Vor-
stand zuerst als Beisitzer, da-
nach Zweiter Vorsitzender und 
steht nun seit zehn Jahren als 

Erster Vorsitzender dem Kreis-
verband vor.

In seiner Fachgewerkschaft, 
der Deutschen Justiz Gewerk-
schaft (DJG) in Kleve, ist er mit 
der Aufgabe des Ersten Vorsit-
zenden betraut. Hier arbeitet 
er seit rund 25 Jahren mit im 
Vorstand. Auch über den Kreis 
Kleve hinaus ist er als Regio-
nalgruppenvorsitzender sehr 
erfolgreich tätig.

Im anschließenden Austausch 
mit der Kollegin Astrid Walter- 
Strietzel konnten die teilneh-
menden Vorstandsmitglieder 
für ihre Fachgewerkschaften 
im Ortsverband wertvolle In-
formationen erhalten.  

Willy Fischer und  
Astrid Walter-Strietzel ©
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Auch das Thema Mobilität kam 
zur Sprache. Der SPD-Landrats-
kandidat antwortete auf die 
Frage nach seinen Plänen, den 
ÖPNV im Kreis Wesel stärken 
zu wollen.

Ein weiteres Gespräch wurde 
mit dem CDU-Landratskandi-
daten Ingo Brohl aus Moers 
 geführt. In einer lockeren Ge-
sprächsatmosphäre stand er 
für aktuelle Fragen und The-

men aus dem Kreis Wesel zur 
Verfügung.

Im Fokus standen dabei die 
Themen Fortentwicklung des 
ÖPNV, Kiesabbau, Wirtschafts-

förderung, Ausbau der Attrak-
tivität des Kreises für den Tou-
rismus, Beibehaltung der 
Kreispolizeibehörde und die 
Trägerverantwortung beim 
Jobcenter Kreis Wesel. 
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